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• Kläger war

 deutscher, unbeschränkt steuerpflichtiger Staatsangehöriger

 zu 50 % an einer Schweizer Kapitalgesellschaft beteiligt und

 ihr Geschäftsführer.

• Im März 2011 (Streitjahr) erfolgte sein Wohnsitzwechsel von Deutschland in die Schweiz.

• Finanzamt unterwarf die Beteiligung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 AStG a.F. i.V.m. § 17
Abs. 1 EStG

• Stpfl. klagte nach erfolglosem Rechtsbehelfsverfahren vor dem FG Baden-Württemberg

• FG legte dem EuGH die Frage zur Vorabentscheidung vor, inwieweit die Regelungen des § 6 AStG a.F. mit den
Regelungen des FZA EU-Schweiz vereinbar sei.

SACHVERHALT
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I. EuGH-Urteil vom 26.02.2019 (C-581/17, Wächtler)

• Sofortversteuerung bei Wegzügen in die Schweiz ist nicht mit dem FZA vereinbar.

• Ohne Aufschub bzw. Stundung schränkt diese das im FZA gewährleistete Niederlassungsrecht zu stark ein.

 Folge: Erlass BMF-Schreiben vom 13.11.2019, für Wegzugsfälle in die Schweiz verzinsliche Stundung
über fünf Jahre ohne Nachweis einer erheblichen Härte möglich (analog § 6 Abs. 5 AStG a.F.).

II. Folgeurteil des FG Baden-Württemberg vom 31.08.2020 (2 K 835/19)

• Sofortversteuerung im Wegzugsfall in die Schweiz ist eine unionsrechtlich nicht gerechtfertigte Verletzung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes des FZA.

• Auch im Falle des Wegzugs in die Schweiz sei eine automatische, dauerhafte u. zinslose Stundung erforderlich.

• BMF-Schreiben vom 13.11.2019 wird EuGH-Vorgaben nicht gerecht (Stundung befristet und verzinst).

• Da aus der Steuerfestsetzung – ohne Milderungsgrund nach § 6 Abs. 4, Abs. 5 AStG – die sofortige
rechtswidrige Steuererhebung folge, sah das FG bereits die Steuerfestsetzung als rechtswidrig an.

• Geltungserhaltende Reduktion entspr. den übernationalen EuGH-Vorgaben sei nicht möglich.

VERFAHRENSGANG

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
I. EuGH-Urteil vom 26.02.2019 (C-581/17, Wächtler)

	- Der EuGH entschied mit Urteil vom 26.2.2019 - C-581/17 „Wächtler“, dass die Sofortversteuerung bei Wegzügen in die Schweiz nicht mit dem FZA zwischen der EU und der Schweiz vereinbar ist. 
	
	- Er verwarf in dieser Entscheidung das in § 6 Abs. 1, 4 und 5 AStG in der bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2021 geltenden Fassung kodifizierte „System“ der Wegzugsbesteuerung, weil durch die Wegzugsbesteuerung ohne 	Aufschub der Zahlung der geschuldeten Einkommensteuer das im Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die 	Freizügigkeit v. 21.6.1999 verbriefte Recht des Klägers auf Gleichbehandlung und damit dessen Niederlassungsrecht verletzt werde. 

	- Eine Wegzugsbesteuerung ohne Aufschub/Stundungsmöglichkeit schränkt das durch das FZA gewährte Recht auf Gleichbehandlung und damit dessen Niederlassungsrecht ein. 

	- Feststellung einer Ungleichbehandlung zwischen Stpfl., die in die Schweiz wegziehen, und Stpfl., die ihren Wohnsitz in Deutschland behalten und daher Steuern auf latente Wertsteigerungen erst bei Veräußerung ihrer 	Beteiligung zahlen müssen. 

		- Liquiditätsnachteil begründet, der geeignet sei, Wegzugswillige davon abzuhalten, von ihrem Niederlassungsrecht gem. dem FZA tatsächlich Gebrauch zu machen.
	
		- Einschränkung des Niederlassungsrecht (durch fehlende o. beschränkte Stundungsmöglichkeit der Wegzugssteuer) zwar geeignet, die Ziele der wirksamen Erhebung der Steuer und die Aufteilung der 			Besteuerungsbefugnis zu fördern. 

		- Aber: Zielsetzungen rechtfertigen nicht, dass eine Stundung der Wegzugssteuer unmöglich sei. 

			- Stundung bedeutet nicht, dass Deutschland zugunsten der Schweiz auf ihre Befugnis zur Besteuerung der Wertzuwächse, die während des Zeitraums der unbeschränkten Steuerpflicht 				des Inhabers der Gesellschaftsanteile in Deutschland entstanden seien, verzichte. 
	
			- Aufgrund des bestehenden Informationsaustauschs Deutschland Auskünfte über eine etwaige Veräußerung der Gesellschaftsanteile erhalten könne, sei die fehlende Möglichkeit der Stundung der 			Wegzugsteuer eine Maßnahme, die über das hinausgehe, was zur Erreichung des Ziels der Wirksamkeit der steuerlichen Kontrollen erforderlich sei.

		- Alsbaldige Einziehung der Wegzugsteuer im Zeitpunkt der Wohnsitzverlegung zwar geeignete Maßnahme, um eine wirksame Steuererhebung zu gewährleisten. 

		- Maßnahme aber unverhältnismäßig (insb. nicht erforderlich). 
			
			- Selbst im Fall des Fehlens von Mechanismen der gegenseitigen Unterstützung bei der Beitreibung von Steuerforderungen sei zwar ein Risiko der Nichteinziehung der geschuldeten Steuer gegeben. 			Jedoch könne in diesem Fall der Aufschub der Einziehung dieser Steuer von der Leistung einer Sicherheit abhängig gemacht werden. 

		- Nationale Steuerregelung nach § 6 Abs. 4 AStG a.F. ändert an diesem Ergebnis nichts. 

			- Grund: Dort vorgesehene Möglichkeit der Zahlung der Wegzugsteuer in Teilbeträgen begründet nach wie vor eine ungerechtfertigte Beschränkung des FZA - Niederlassungsrechts darstellt, da
			die Maßnahme der Ratenzahlung nicht geeignet sei, den Liquiditätsnachteil aufzuheben, der mit der Verpflichtung zur Zahlung eines Teils der Wegzugsteuer im Wegzugszeitpunkt einhergehe. 

			- Maßnahme in jeden Fall kostspieliger als eine Maßnahme, die die Stundung der geschuldeten Steuer bis zur Veräußerung der Anteile vorsähe.
		
		- Im Ergebnis kann die Ungleichbehandlung nicht durch zwingende Gründe des Allgemeinwohls gerechtfertigt werden. 

	- Konsequenz: Die Finanzverwaltung versuchte vor dem Hintergrund des EuGH-Urteils im Wege des BMF-Schreibens vom 13.11.2019 (BStBl 2019 I S. 1212), eine unionrechtskonforme Rechtslage zu schaffen.
 
		- Die Stundung (auf Antrag) sei in Schweizer Wegzugsfällen abweichend von § 6 Abs. 4 Satz 1 AStG a.F. in fünf gleichen Jahresraten vorzunehmen und nach § 234 AO zu verzinsen, ohne dass es auf eine erhebliche 		Härte bei alsbaldiger Einziehung ankommt. 

		- Zudem sei die Steuer ohne Sicherheitsleistung zu stunden, es sei denn, der Steueranspruch erscheint – z. B. mangels Beitreibungshilfe – gefährdet.

		- Gelebte Praxis: „Tilgungsstreckung“ über fünf Jahre erforderte eine Sicherheitsleistung, weil nach Auffassung der Finanzverwaltung der Steueranspruch mangels Beitreibungshilfe gefährdet erschien. 

II. Folgeurteil des FG Baden-Württemberg vom 31.08.2020 (2 K 835/19) 

	- Mit Urteil vom 31.8.2020 folgt das FG Baden-Württemberg (2 K 835/19) zugunsten des Stpfl. der Auffassung des EuGH und verweist zu weiten Teilen auf die Vorabentscheidung. 

	- Auch die Finanzrichter erkannten in der Sofortversteuerung im Wegzugsfall in die Schweiz eine unionsrechtlich nicht gerechtfertigte Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes des FZA, der insoweit deckungsgleich mit der 	Niederlassungsfreiheit in unionsinternen Fällen auszulegen sei. 

		Exkurs: Gemäß Art. 216 f. AEUV ist das FZA Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung und stellt die Handlung eines Gemeinschaftsorgans dar. Damit nimmt der Abkommensinhalt, der für die Organe der Union 		und die Mitgliedstaaten verbindlich ist (Art. 216 Abs. 2 AEUV), am Vorrang des EU-Rechts gegenüber nationalem Recht teil. Im Fall einer abkommenswidrigen innerstaatlichen Vorschrift bewirkt es deren 			Nichtanwendbarkeit (BFH, Urteil vom 9. Mai 2012 X R 3/11, BStBl II 2012, 585, mit weiteren Nachweisen).

	- Demnach müsse im Ergebnis auch im Falle des Wegzugs in die Schweiz eine automatische, dauerhafte und zinslose Stundung erfolgen.

	- Das FG widerspricht der Auffassung des Finanzamtes, wonach sich der EuGH nur gegen die Steuererhebung, nicht aber gegen die Festsetzung der Wegzugsteuer ausspreche. 

	- Vielmehr sei das Steuersystem rechtswidrig, das eine so ausgestaltete Steuererhebung zur Folge hat. 

	- Die Wegzugsbesteuerung setze sich sowohl aus der Festsetzung als auch aus der Erhebung zusammen; sofern der Stpfl. keinen Milderungsgrund nach § 6 Abs. 4, 5 AStG darlegen könne, folge aus der Steuerfestsetzung eine 	sofortige Erhebung. 

		Exkurs: Dabei sei es nach Auffassung des FG durchaus zulässig, die Höhe der Steuer bereits im Wegzugszeitpunkt festzustellen und festzusetzen, vorausgesetzt, diese gehe mit einer unbeschränkten 			Stundungsmöglichkeit einher. Der ansonsten beim Stpfl. eintretende Liquiditätsnachteil stehe in keinem Verhältnis zur Wahrung der Aufteilung der Besteuerungsbefugnis. 

	- Nach Auffassung des FG wird so auch die nach dem BMF-Schreiben vom 13.11.2019 vorgesehene Stundungsmöglichkeit den Vorgaben des EuGH nicht gerecht, denn es sieht keine (1) automatische, (2) dauerhafte und (3) 	zinslose Stundung. Nur eine zinslose und zeitlich unbefristete Stundung der Steuer könne den Liquiditätsnachteil vollständig beseitigen. 
		
	- Es sei auch nicht möglich, die vom EuGH formulierten übernationalen Vorgaben im Wege der sog. geltungserhaltenden Reduktion in die bestehenden nationalen Vorschriften hineinzulesen.

	- Ergebnis: Das FG sieht bereits die Steuerfestsetzung im Hinblick auf das FZA als rechtswidrig an, da die aus der Steuerfestsetzung folgende rechtswidrige Steuererhebung untrennbar an sie geknüpft sei.



5

Aufhebung des Urteils des FG und Klageabweisung:

• FG hat richtig erkannt, dass aufgrund der durch den EuGH festgestellten Verletzung des FZA-
Niederlassungsrechts eine dauerhafte und zinslose Stundung des gesamten Betrags der festgesetzten
Wegzugsteuer geboten ist.

• Erfordernis einer dauerhaften, unverzinsten Stundung kann mittels geltungserhaltender Reduktion in die
nationalen Rechtsvorschriften hineingelesen werden.

• Keine Rechtswidrigkeit der Steuerfestsetzung an sich.

Konsequenz:

 Die Festsetzung der Wegzugsteuer ist zulässig aber

 zinslose Stundung bis Veräußerung von Amts wegen zu gewährleistenden.

• Anteil des Steuersubstrats auf dass das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates entfällt, wird festgehalten.

BFH-URTEIL VOM 06.09.2023 – IR 35/20

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
I. Leitsatz: 

Auch wenn nach unionsrechtlichen Vorgaben i.V.m. dem sogenannten Freizügigkeitsabkommen der EU und der Schweiz bei einem im Jahr 2011 erfolgten Wegzug in die Schweiz die im Wegzugszeitpunkt entstehende nationale Steuer auf den Vermögenszuwachs (Wegzugsteuer) dauerhaft und zinslos zu stunden ist (EuGH vom 26.02.2019 - C-581/17, Wächtler, EU:C:2019:138, IStR 2019 S. 260), hindert dies die Festsetzung der Steuer nicht.

II. Einordnung des BFH-Urteils:  

- In weiten Teilen Bestätigung der Rspr. des EuGH sowie des FG 

- Zentrale Abweichungen des BFH gegenüber dem erstinstanzlichen FG-Urteil 

	- Geltungserhaltende Reduktion möglich

	- Festsetzung der Wegzugsteuer sei möglich (und rechtmäßig), diese sei aber bis zur Anteilsveräußerung im Erhebungsverfahren von Amts wegen zinslos zu stunden. 

- Da das Revisionsverfahren allein die Steuerfestsetzung und nicht die Steuererhebung betraf, musste der BFH keine Aussagen darüber treffen, ob allein das Fehlen einer Beitreibungshilfe der Schweiz für die Annahme einer Gefährdung des Steueranspruchs genügt.
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• Die Stundung darf ggf. von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden.

• Eine Stundung ist auch bei bereits entrichteter Wegzugsteuer noch möglich.

• Über Stundungsfragen ist nicht im Festsetzungsverfahren, sondern gesondert im Rahmen des
Erhebungsverfahrens zu entscheiden.

BFH-URTEIL VOM 06.09.2023 – IR 35/20

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Kernargumente des BFH: 

Vielmehr führt auch die Verwendung des Begriff. s „Steuersystem“ im Tenor des EuGH-Urteils Wächtler (a.a.O.) nicht dazu, dass die Festsetzung der Wegzugsteuer - wie das FG meint - unzulässig ist. 

Das FG hat die Reichweite der in st. Rspr. bei Unionsrechtsverstößen zugelassenen sog. geltungserhaltenden Reduktion des nationalen Rechts zu eng bestimmt. 

	Denn es geht insoweit um eine Gesetzesanwendung, die den Anwendungsvorrang des unmittelbar geltenden Unionsrechts unter größtmöglicher Wahrung des national-rechtlichen Gesetzesbefehls sicherstellt (vgl. auch 	Cordewener, a.a.O., S. 895 [911 ff.]). Die Unionsrechtswidrigkeit führt danach gerade nicht zu einer vollständigen Unanwendbarkeit oder Nichtigkeit der nationalen Vorschrift.

	Vielmehr ist dem Anwendungsvorrang des Primärrechts vor nationalem Recht durch das „Hineinlesen“ der vom EuGH verbindlich formulierten unionsrechtlichen Erfordernisse in die betroffene Norm Rechnung zu tragen (z.B. BFH 	vom 03.02.2010 - I R 21/06, BStBl. II 2010 S. 692; BFH vom 15.01.2015 - I R 69/12, BFHE 249 S. 99 = DB 2015 S. 1381, m.w.N.). Infolgedessen kann es geboten sein, ein „europarechtswidriges Tatbestandsmerkmal“ nicht zu 	beachten (BFH vom 17.07.2008 - X R 62/04, BStBl. II 2008 S. 976 = DB 2008 S. 2290; BFH vom 21.10.2008 - X R 15/08, BFH/NV 2009 S. 559) i.Ü. aber die Vorschrift in ihrem Bestand zu erhalten.
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Simon Bauer
Rechtsanwalt | Steuerberater | Hamburg

E: Simon.Bauer@advant-beiten.com
T: +49 40 688745-118

Internationales Steuerrecht | Mergers & Acquisitions | 
Restrukturierung, Sanierung & Insolvenz

Simon Bauer berät internationale Unternehmen in allen 
Bereichen des Steuerrechts. Besonderer Fokus seiner 
Tätigkeit liegt dabei auf der Transaktionsberatung und dem 
internationalem Steuerrecht. 



ADVANT BEITEN
AUF EINEN BLICK



ADVANT stellt sich vor

Die Allianz

ADVANT ist eine Allianz europäischer Wirtschaftskanzleien, die
dank ihrer strategischen Positionierung und internationalen
Vernetzung Mandanten zuverlässig durch die komplexe
Rechtslandschaft Europas begleitet.

Alle ADVANT-Kanzleien sind führende Rechts- und
Steuerberatungseinheiten in ihren jeweiligen Jurisdiktionen. Die
Allianz wurde 2021 von drei Gründungsmitgliedern ins Leben
gerufen: Altana in Frankreich, Beiten Burkhardt in Deutschland
und Nctm in Italien.

Das länderübergreifende ADVANT-Team besteht aus mehr als 600
Berufsträgern, darunter mehr als 140 Equity Partner, an 15
Standorten in Europa (Berlin, Brüssel, Düsseldorf, Frankfurt,
Freiburg, Genua, Hamburg, London, Mailand, München, Paris,
Rom) und weltweit (Peking, Moskau, Shanghai).

National wie international arbeiten alle ADVANT-Kanzleien mit
führenden Unternehmen in ihren jeweiligen Märkten zusammen.
Dazu gehören zahlreiche Blue Chips in den Branchen Technologie
und Telekommunikation, Automotive und Transport,
Konsumgüter, Pharma, Medien und Finanzdienstleistungen.

Your European advantage

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
[SA]

After working with our communications advisors through a process of self-reflection and consensus building, we’ve developed a core positioning for ADVANT which focuses on two key and distinctive components (Europe and advant(age)) which provide a strong and authentic message for the association

Immediately tied to, and amplifies, the ADVANT brand name (which will be new to market).
Focus on Europe is a key differentiator
Very flexible structure for future use in messaging and campaigns – will show more in a moment
Distinctive and authentic
Speaks directly to the client (rather than just looking inward) which stands out in the market



Eine der führenden deutschen Kanzleien

ADVANT BEITEN

ADVANT Beiten ist eine 1990 gegründete unabhängige Sozietät mit rund
250 Berufsträgern an sechs deutschen Standorten sowie jeweils einer
Präsenz in Belgien, Russland und China. Als eine der führenden
Wirtschaftskanzleien in Deutschland berät ADVANT Beiten den Mittelstand,
Großunternehmen, Banken, Stiftungen sowie die öffentliche Hand zu
Fragen des deutschen und internationalen Wirtschaftsrechts.

ADVANT Beiten wird besonders geschätzt für:

• die Kombination aus rechtlicher Expertise und einem pragmatischen
unternehmerischen Ansatz;

• Anwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, die zu den besten in
ihrem Bereich gehören;

• einen individuellen, von Flexibilität und Vertrauen geprägten
Beratungsansatz zur Entwicklung maßgeschneiderter Lösungen;

• die praxisnahe und effiziente Lösung komplexer Probleme, national wie
international;

• einzigartige Kompetenzzentren zur Beratung von Mandanten bei
bilateralen Handelsbeziehungen in über einem Dutzend Märkten
weltweit.

ADVANT Beiten ist aktives Mitglied einer Vielzahl einflussreicher
Rechtsverbände weltweit, darunter die Employment Law Alliance (ELA), die
International Bar Association (IBA), die American Bar Association (ABA),
die International Trademark Association (INTA), etc.



SHANGHAI
Room 4102
Hong Kong New World Tower 
No. 300 Middle Huaihai Road
200032 Shanghai Shi, China
shanghai@advant-nctm.com
T: +86 21 60906337

ROM
Via delle Quattro Fontane 161
00187 Rom, Italien
rome@advant-nctm.com
T: +39 06 6784977

PARIS
45 Rue de Tocqueville
75017 Paris, Frankreich
paris@advant-altana.com
T: +33 1 79 97 93 00

MÜNCHEN
Ganghoferstraße 33
80339 München, Deutschland
munich@advant-beiten.com
T: +49 89 35065-0

MOSKAU
Turchaninov Per. 6/2
119034 Moskau, Russland
moscow@advant-beiten.com
T: +7 495 2329635

MAILAND
Via Agnello 12
20121 Mailand, Italien
milan@advant-nctm.com
T: +39 02 725 511

LONDON
40 Bruton Street
London, W1J 6QZ, United Kingdom
london@advant-nctm.com
T: +44 20 73759900

HAMBURG
Neuer Wall 72
20354 Hamburg, Deutschland
hamburg@advant-beiten.com
T: +49 40 688745-0

FRANKFURT
Mainzer Landstraße 36
60325 Frankfurt am Main, Deutschland
frankfurt@advant-beiten.com
T: +49 69 756095-0

DÜSSELDORF
Cecilienallee 7
40474 Düsseldorf, Deutschland
dusseldorf@advant-beiten.com
T: +49 211 518989-0

BRÜSSEL
Avenue Louise 489
1050 Brüssel, Belgien
brussels@advant-beiten.com
T: +32 2 6390000

BERLIN
Lützowplatz 10
10785 Berlin, Deutschland
berlin@advant-beiten.com
T: +49 30 26471-0

BEIJING
Suite 3130, 31st Floor
South Office Tower
Beijing Kerry Centre
1 Guang Hua Road
Chao Yang District 
100020 Beijing, China
beijing@advant-beiten.com
T: +86 10 85298110

GENUA
Via Roma 10
16121 Genua, Italien
genoa@advant-nctm.com
T: +39 010 8531407

advant-beiten.com

FREIBURG 
Heinrich-von-Stephan-Straße 25
79100 Freiburg, Deutschland
freiburg@advant-beiten.com
T: +49 761 150984-0

STANDORTE DER ADVANT KANZLEIEN



BEIJING | BERLIN | BRÜSSEL | DÜSSELDORF | FRANKFURT | FREIBURG | GENUA
HAMBURG | LONDON | MAILAND | MOSKAU | MÜNCHEN | PARIS | ROM | SHANGHAI

ADVANT-BEITEN.COM
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